
  
Anwalt für Strafrecht: Drogenstrafrecht / Strafprozessrecht

  

Wer von einem verdeckten Ermittler unter Drohung dazu angestiftet wird, Betäubungsmittel in die
Bundesrepublik einzuführen, macht sich nicht wegen Einfuhr strafbar. Eine solche rechtsstaatswidrige
Tatprovokation führt zur Einstellung des Verfahrens.

  

In seinem Urteil vom 10.6.2015 - 2 StR 97/14 vollzog der Bundesgerichtshof (BGH) eine
Rechtsprechungsänderung zur rechtsstaatswidrigen Tatprovokation. Er hob ein Urteil des Landgerichts
Bonn auf, durch das zwei Beschuldigte wegen Beihilfe zur unerlaubten Einfuhr von Betäubungsmitteln zu
Freiheitsstrafen verurteilt worden waren und stellte das Verfahren wegen eines auf einer
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation beruhenden Verfahrenshindernisses ein.
Die Beschuldigten waren von der Polizei zuvor langfristig observiert worden, weil gegen sie der Verdacht
der Begehung von Geldwäsche- und Betäubungsmittelstraftaten bestand. Es wurden mehrere verdeckte
Ermittler eingesetzt, die die Beschuldigten über einen Zeitraum von mehreren Monaten dazu überreden
sollten, eine große Menge von Ecstasy-Tabletten aus den Niederlanden nach Deutschland zu bringen.
Nachdem die Beschuldigten sich weigerten, trat einer der verdeckten Ermittler drohend auf und ein
anderer behauptete wahrheitswidrig, wenn er seinen Hinterleuten das Rauschgift nicht besorge, werde
seine Familie mit dem Tod bedroht. Daraufhin halfen die Beschuldigten in zwei Fällen bei der
Beschaffung und Einfuhr der Tabletten. Der BGH sah diese rechtstaatswidrige Tatprovokation als
Verfahrenshindernis und stellte das Verfahren ein. Grund dafür war ein Urteil des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) im letzten Jahr, der die bisherige Strafzumessungslösung des
BGH als unzureichend bezeichnete und einen Verstoß gegen das Recht auf ein faires Verfahren feststellte.
Bisher hatte der BGH in solchen Fällen lediglich die Strafe gemildert.
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